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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 13 R 189/14 B 
 
L 5 R 792/10 (LSG Baden-Württemberg) 
S 2 R 1760/08 (SG Mannheim) 
 
 
 
………….………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Adalbert-Stifter-Straße 105, 70437 Stuttgart, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. Oktober 2014 durch den 

Richter   G a s s e r    als Vorsitzenden sowie den Richter   K a l t e n s t e i n  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 7. Mai 2014 wird als unzu-

lässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 7.5.2014 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch der Klägerin auf Ren-

te wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Sie beruft sich auf Verfahrensfehler. 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Beschwerdebegründung vom 21.8.2014 ge-

nügt nicht der vorgeschriebenen Form, denn sie hat einen Verfahrensmangel iS des § 160 

Abs 2 Nr 3 SGG nicht ordnungsgemäß bezeichnet (§ 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müs-

sen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Dar-

über hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausge-

hend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der gel-

tend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG 

und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisan-

trag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Die Klägerin rügt, das LSG sei zu Unrecht ihren in der mündlichen Verhandlung gestellten Anträ-

gen nicht nachgekommen, die Gutachter Prof. Dr. H.      und Prof. Dr. He.     und - höchst hilfs-

weise - Prof. Dr. W.           zur mündlichen Erläuterung ihrer Gutachten und zum Beweis der Tat-

sache zu laden, dass sie nicht mehr in der Lage sei, auch körperlich leichte Arbeiten auf dem 

allgemeinen Arbeitsmarkt in einem zeitlichen Umfang von mindestens sechs Stunden täglich zu 

verrichten. Auch hätte es ihrem Beweisantrag auf Vernehmung der Zeugin G.      nachkommen 

müssen. 

 

Unabhängig von der nach § 411 Abs 3 ZPO im pflichtgemäßen Ermessen des Gerichts stehen-

den Möglichkeit, das Erscheinen des Sachverständigen zum Termin von Amts wegen anzuord-

nen, steht den Beteiligten gemäß § 116 S 2, § 118 Abs 1 S 1 SGG iVm §§ 397, 402, 411 Abs 4 

ZPO das Recht zu, dem Sachverständigen diejenigen Fragen vorlegen zu lassen, die sie zur 

Aufklärung der Sache für dienlich erachten (BVerfG vom 3.2.1998 - 1 BvR 909/94 - NJW 1998, 

2273 = Juris RdNr 11; vgl auch BSG vom 12.12.2006 - B 13 R 427/06 B - Juris RdNr 7; BGH 

vom 7.10.1997 - VI ZR 252/96 - NJW 1998, 162, 163 = Juris RdNr 10 - alle mwN). Dabei müs-

sen die dem Sachverständigen zu stellenden Fragen nicht formuliert werden. Es reicht vielmehr 

aus, die erläuterungsbedürftigen Punkte hinreichend konkret zu bezeichnen (BSG SozR 3-1750 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

  

- 4 - 

§ 411 Nr 1 S 4; BVerwG vom 19.3.1996 - 11 B 9/96 - NJW 1996, 2318 = Juris RdNr 3), zB auf 

Lücken oder Widersprüche hinzuweisen. Einwendungen in diesem Sinn sind dem Gericht recht-

zeitig mitzuteilen (vgl § 411 Abs 4 ZPO). Eine Form für die Befragung ist gesetzlich nicht vorge-

schrieben, sodass sie sowohl mündlich als auch schriftlich erfolgen kann. Da die Rüge der Ver-

letzung des Rechts auf Befragung eines Sachverständigen letztlich eine Gehörsrüge darstellt, 

müssen zudem deren Voraussetzungen erfüllt sein. Insbesondere muss der Beschwerdeführer 

alles getan haben, um eine Anhörung des Sachverständigen zu erreichen (vgl allgemein zu die-

ser Voraussetzung: BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 22 S 35; vgl auch BSGE 68, 205, 210 = SozR 

3-2200 § 667 Nr 1 S 6). Dieser Obliegenheit ist ein Beteiligter jedenfalls dann nachgekommen, 

wenn er rechtzeitig den Antrag gestellt hat, einen Sachverständigen zur Erläuterung seines Gut-

achtens anzuhören, und er schriftlich Fragen im oben dargelegten Sinne angekündigt hat, die 

objektiv sachdienlich sind. Liegen diese Voraussetzungen vor, muss das Gericht dem Antrag fol-

gen, soweit er aufrechterhalten bleibt (vgl BSG SozR 4-1500 § 62 Nr 4 RdNr 5). 

 

Die Klägerin hat nicht dargelegt, zu welchen konkreten noch erläuterungsbedürftigen Punkten 

die Sachverständigen hätten Stellung nehmen sollen. Der nach der Beschwerdebegründung zu-

letzt in der mündlichen Verhandlung gestellte und zu Protokoll gegebene Antrag, die Sachver-

ständigen zur mündlichen Erläuterung ihrer Gutachten und zum Beweis der Tatsache zu laden, 

dass die Klägerin nicht mehr in der Lage sei, auch körperlich leichte Arbeiten auf dem allgemei-

nen Arbeitsmarkt in einem zeitlichen Umfang von mindestens sechs Stunden täglich zu verrich-

ten, genügt diesen Anforderungen nicht. Denn nach dem Beschwerdevortrag haben sich die ge-

nannten drei Sachverständigen mit der Frage des quantitativen und qualitativen Leistungsver-

mögens der Klägerin in ihren Gutachten und ergänzenden Stellungnahmen bereits auseinander-

gesetzt und hierzu auch Stellung genommen. 

 

Auch eine Verletzung der Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) ist in diesem Zusammenhang 

nicht dargetan. Denn die Klägerin hat nicht aufgezeigt, warum sich das LSG ausgehend von sei-

ner Rechtsauffassung und den von ihm bereits getroffenen tatsächlichen Feststellungen zu ei-

ner weiteren Sachaufklärung durch eine ergänzende mündliche Vernehmung der bereits schrift-

lich zum Leistungsvermögen der Klägerin gehörten Sachverständigen hätte gedrängt fühlen 

müssen. 

 

Dies gilt entsprechend für die in der mündlichen Verhandlung beantragte Vernehmung der Zeu-

gin G.     . Die Klägerin hat nicht schlüssig dargelegt, welche quantitativen und/oder qualitativen 

dauerhaften Einschränkungen im sozialmedizinischen Leistungsvermögen das LSG aus den 

Wahrnehmungen der Zeugin, die im Schriftsatz vom 17.1.2012 auf Seite 4 unten beschrieben 

sind, noch hätte ableiten können, die es nicht bereits seinen Feststellungen zur Leistungsfähig-

keit der Klägerin zugrunde gelegt hat. 
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Dass die Klägerin im Kern ihres Vorbringens insbesondere mit der Auswertung und Würdigung 

der Gutachten der Sachverständigen Prof. Dr. H.      , Prof. Dr. He.      und Prof. Dr. W.       (ein-

schließlich der ergänzenden Stellungnahmen dieser Gutachter) durch das Berufungsgericht 

nicht einverstanden ist, insbesondere soweit es bei der Beurteilung des Leistungsvermögens der 

Klägerin nicht den Gutachten von Prof. Dr. H.      und Prof. Dr. He.     gefolgt ist, ist für das 

Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren unerheblich. Denn insoweit wendet sie sich gegen das 

Ergebnis der vom LSG vorgenommenen Beweiswürdigung, zu der es gerade auch gehört, un-

terschiedliche Gutachtenergebnisse oder unterschiedliche ärztliche Auffassungen zur Leistungs-

fähigkeit des Versicherten zu würdigen (§ 128 Abs 1 S 1 SGG). Hierauf kann eine Verfahrensrü-

ge nach der ausdrücklichen Regelung des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG nicht gestützt werden. 

Auch die - vermeintliche - inhaltliche Unrichtigkeit des Berufungsurteils kann mit der Nichtzulas-

sungsbeschwerde nicht angegriffen werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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